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Drucksadle VI/415 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung ei- 
Dichgans nes Düsseldorfer Haftrichters, daß das gelten- 

de Recht keine Möglichkeit biete, einen Aus- 
länder, in dessen Besitz ein Trommelrevolver 
und zwei Maschinenpistolen mit reichlich Mu- 
nition, Einbruchswerkzeuge, Funksprechgerä- 
te, zwei gefälschte Pässe und ein gefälschter 
Führerschein gefunden werden und der außer- 
dem zugibt, aus einem Gefangenentransport 
geflohen zu sein, länger als 24 Stunden in Haft 
zu halten, wenn ihm nicht eine bestimmte 
Straftat vorgeworfen werden kann, auch dann 
nicht, wenn die 24-stündige Frist nicht einmal 
ausreicht, um im internationalen Polizeiver- 
kehr die notwendigen Feststellungen zu tref- 
fen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die För- 

Dr. Hein derung einer Woche der Begegnung mit Asien 

im Rahmen der diesjährigen Ruhr-Festspiele 
aus Entwicklungshilfemitteln? 

3. Abgeordneter Sind deutsche Fachkräfte beratend eingeschal- 

Weigl tet beim Aufbau sozialer Sicherungssysteme 

in den Entwicklungsländern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

4. Abgeordneter Was muß nach Ansicht der Bundesregierung 

Mertes getan werden, um Artikel 104 des Vertrags 

zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft in die Tat umzusetzen, wonach 
jeder Mitgliedstaat die Pflicht hat, die Wirt- 
schaftspolitik zu betreiben, die erforderlich 
ist, um unter Wahrung eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes und eines stabilen Preisniveaus 
das Gleichgewicht seiner Gesamtzahlungsbi- 
lanz zu sichern und das Vertrauen in seine 
Währung aufrechtzuerhalten? 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 

Dr. Warnke Bundestag in angemessener Frist vor der 

Sommerpause den Entwurf eines Zonenrand- 
förderungsgesetzes vorzulegen? 
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6. Abgeordneter In welchen Auflagen werden in der Bundes- 

Weigl republik Deutschland Zeitungen und Zeit- 

schriften aus Ostblockländern in deutscher 
Sprache verkauft, wie z. B. „Sputnik" (Verlag 
Belser, Stuttgart), „Ideen des exakten Wis- 
sens" (Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart) oder 
die Zeitschrift „Polen"? 

7. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Differenzen be- 

Brück kanntgeben, die sie zu der Tabelle der Saar- 

brücker Zeitung über Preisunterschiede zwi- 
schen in Frankreich und in Deutschland ver- 
kauften Autos ermittelt hat, da sie in der 
schriftlichen Antwort auf die Frage Nummer 98 
der Drucksache VI/381 die Tabelle der Saar- 
brücker Zeitung nur in der Größenordnung, 
jedoch nicht bis zu dieser Exaktheit bestätigen 
konnte? 

8. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat sich die Bundesre- 

Gewandt gierung dazu entschlossen, die bereits am 

7. November 1969 bei Gesprächen mit den 
Spitzenverbänden der gewerblichen Wirtschaft 
in Aussicht gestellte Erhöhung der Zuschlags- 
sätze für lohngebundene Kosten, die durch 
die Veränderung infolge der zum 1. Januar 
1970 eingeführten Lohnfortzahlung bedingt 
sind, nidit zu gewähren? 

9. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 

Kleinert die durch das Lohnfortzahlungsgesetz der Bau- 

wirtschaft, insbesondere den kleineren Unter- 
nehmen, auferlegten Belastungen bei der Be- 
rechnung des preisrechtlich zu genehmigenden 
Gemeinkostenzuschlages völlig unberücksich- 
tigt zu lassen oder ist auf Grund inzwischen 
etwa festgestellten Zahlenmaterials eine Än- 
derung der bisherigen ablehnenden Stellung 
zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Untersu- 

Pieroth chung über die Bildung und Verteilung des 

Vermögens in der deutschen Bevölkerung 
— - ähnlich wie die frühere „Konzentrations- 
Enquete" — durchführen zu lassen, damit die 
vielfältigen Überlegungen, die gegenwärtig 
zur Förderung der Vermögensbildung ange- 
stellt werden, eine zuverlässige Grundlage 
bekommen? 

11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in mitt- 

Dr. Eyrich leren und kleineren landwirtschaftlichen Be- 

trieben ein ausreichender Krankenversiche- 
rungsschutz für die bäuerliche Familie und die 
Altenteiler weitgehend nicht besteht? 
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12. Abgeordneter 

Dr. Eyach 


13. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


14. Abgeordneter 

Suck 


15. Abgeordneter 

Suck 


16. Abgeordneter 

Maucher 


17. Abgeordneter 

Maucher 

18. Abgeordneter 

Roser 


19. Abgeordneter 

Westphal 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
der Verbesserung des Krankenversicherungs- 
schutzes der in Frage 11 genannten Bevölke- 
rungsgruppe durch Einführung einer Pflicht- 
versicherung unter Eingliederung in die be- 
stehende Unfallversicherung und Alterskasse? 

Wie kann nach Ansicht der Bundesregierung 
sichergestellt werden, daß der ansteigende 
Bedarf der landwirtschaftlichen Betriebe an 
fachlich qualifizierten, vor allem technisch 
ausgebildeten Arbeitnehmern auch in Zukunft 
ohne Schwierigkeiten zu decken ist? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts, daß 
die Exekutive in einer Vielzahl von Fällen 
Arbeitsgerichtsprozesse ohne Rücksicht auf die 
Kosten, manchmal nur aus Angst vor dem 
Rechnungshof, unnötigerweise bis in die letzte 
Instanz treibt? 

Welche Maßnahme gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die fragwürdige Prozeß- 
freudigkeit der öffentlichen Hand, durch die 
andere Rechtssuchende gehindert werden, ihr 
ernsthaft im Zweifel stehendes Recht zeitge- 
recht klären zu lassen, einzudämmen? 

Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß 
auf Grund ihres Inserates „Mehr soziale Ge- 
rechtigkeit für die Kriegsopfer" ein falscher 
Eindruck bei den Betroffenen und in der Öf- 
fentlichkeit entstehen muß, nämlich der, daß 
die Renten in der Kriegsopferversorgung bei 
allen Kriegerwitwen um 25,3% verbessert 
werden? 

Bei wie vielen Kriegerwitwen wird der Scha- 
densausgleich gekürzt bzw. fällt er ganz weg? 

Wie verhält sich die Bundesregierung der 
Anregung gegenüber, die rechtlichen Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß Waisenrente, 
Kinderzuschuß und Kinderzulage über die 
Vollendung des 18. bzw. 25. Lebensjahres hin- 
aus in den Fällen weitergezahlt werden, in 
denen die betroffenen Personen infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen auf Lebens- 
zeit zu eigenem Erwerb nicht in der Lage sind? 

Trifft es zu, daß bei der Umschulung ehemali- 
ger Bergbaubeschäftigter zu Volksschulleh- 
rern zwei unterschiedliche Verfahren Anwen- 
dung finden — entweder sofortige Aufnahme 
eines Studiums an einer Pädagogischen Hoch- 
schule, gefördert durch das Arbeitsamt, oder 
Einstellung als Aushilfslehrkraft nach einem 
vom Arbeitsamt geförderten Umschulungs- 
lehrgang — mit der Konsequenz einer unter- 
schiedlichen finanziellen Förderung und der 
Minderung des sozialen Besitzstandes für die 
zweitgenannte Umschülergruppe? 
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20. Abgeordneter 

Westphal 


21. Abgeordneter 

Dröscher 


22. Abgeordneter 

Niegel 


23. Abgeordneter 

Brück 


24. Abgeordneter 

Zebisch 


25. Abgeordneter 

Zebisch 


26. Abgeordneter 

Dr. Haack 


27. Abgeordneter 

Dr. Probst 


Was gedenkt die Bundesregierung zusammen 
mit den zuständigen Landesregierungen zu 
tun, um eine Gleichbehandlung beider Umschü- 
lergruppen zu bewirken, insbesondere hin- 
sichtlich des Ausgleichs für die als Aushilfs- 
lehrkräfte eingestellten ehemaligen Bergbau- 
beschäftigten während ihres Studiums an der 
Pädagogischen Hochschule? 

Hält es die Bundesregierung noch für zulässig, 
daß die Versorgungsämter bei der Berechnung 
von Elternrenten für Landverpachtung theore- 
tisch Beträge in einer Höhe einsetzten, die 
— was den möglichen Ertrag aus landwirt- 
schaftlichen Grundstücken und die Verpach- 
tungsmöglichkeit angeht — vor 20 Jahren viel- 
leicht berechtigt waren, heute aber, gerade in 
den Mittelgebirgslagen, unmöglich zu erzielen 
sind? 

Glaubt die Bundesregierung, daß es der zu- 
nehmenden Bedeutung der Bundesanstalt für 
Arbeit als einer modernen Dienstleistungsbe- 
hörde dienlich ist, wenn anläßlich der Ernen- 
nung eines neuen Vizepräsidenten in dieser 
Anstalt durch die Pressestelle in Nürnberg ein 
nicht ausreichender Lebenslauf veröffentlicht 
wird? 

Was ist bis jetzt geschehen, um die im 
Aktionsprogramm Saarland-Westpfalz vorge- 
sehene „gleichlaufende bzw. zeitlich vorgezo- 
gene Anpassung der Ausbildung von Arbeits- 
kräften an die veränderten Arbeitsmarktbe- 
dingungen" zu verwirklichen? 

Wird die Bundesregierung darauf hinarbeiten, 
daß die Altersgrenzen in der Sozialversiche- 
rung für Verfolgte des Nationalsozialismus 
herabgesetzt werden? 

Nach welchem Zeitplan wird die Bundesregie- 
rung eine Vereinheitlichung und Vereinfa- 
chung unserer Pensionsversorgungs- und Ren- 
tenversicherungssysteme vorbereiten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung — in Anbe- 
tracht der diesjährigen außergewöhnlichen 
Witterungsverhältnisse — - durch eine Rechts- 
verordnung gemäß § 82 Abs, 4 des Arbeits- 
förderungsgesetzes vom 28. Juni 1969 die Win- 
terbauförderungszeit bis zum 31. März 1970 
auszudehnen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, die Pläne 
zur Verbesserung der Beschäftigtenstatistik 
zu verwirklichen und wie ist der Stand der 
gegenwärtigen Planung beim Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung, bei der 
Bundesanstalt für Arbeit und bei den Renten- 
versicherungsträgern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gemein- 

Baier den in zunehmendem Maße dazu übergehen, 

bei Baulanderschließungen neben den nach 
dem Bundesbaugesetz zulässigen Erschlies- 
sungskosten sogenannte Folgekosten für den 
Bau von Schulen, Friedhöfen usw. von den 
Bauträgern zu fordern und welche Rechts- 
grundlage gibt es hierfür? 

29. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß ru- 

Scheu mänische Geschäftspartner von bundesdeut- 

schen Firmen, welche zu dringenden Wirt- 
schaftsgesprächen in die Bundesrepublik 
Deutschland einzureisen wünschen, mehrere 
Wochen brauchen, bis über das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt Visaan- 
träge genehmigt werden? 

30. Abgeordneter Liegt es nicht im Interesse der Verbesserung 

Scheu der Handelsbeziehungen zu Rumänien und 

anderen Ostblockstaaten, daß führende Kräfte 
der rumänischen Wirtschaft rascher ein solches 
Visum bekommen, zumal deutsche Wirtschaft- 
ler und Techniker zur Einreise in die betref- 
fenden Länder des Ostblocks keinerlei Forma- 
litäten notig haben und von einem Tag zum 
andern etwa nach Rumänien reisen können? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, selbst Initia- 

Dr. Brand tiven zu ergreifen oder Initiativen anderer zu 

(Pinneberg) unterstützen, um das Grundgesetz um ein 

Grundrecht zu ergänzen, das dem Bürger ein 
Recht auf Naturgenuß sichert? 

32. Abgeordneter Welche landesrechtlichen Besoldungsregelun- 

ßenda gen stehen mit den Rahmenvorschriften des 

Bundesbesoldungsrechts nicht im Einklang? 

33. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Wah- 

Benda rung der Besoldungseinheit im öffentlichen 

Dienst Normenkontrollklagen gegen die in 
Frage kommenden Länder zu erheben, wenn 
Verstöße gegen die rahmenrechtlichen Bin- 
dungen des Bundesbesoldungsrechts vorlie- 
gen? 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zuzusagen, daß 

Weber der Bund sich in wesentlichem Umfang an den 

(Heidelberg) Kosten für die Ausrichtung der „Olympiade 

der Querschnittsgelähmten" (Internationale 
Stoke-Mandeville-Weltspiele) beteiligen wird, 
die vom 1. bis 12. August 1972 in Heidelberg 
stattfinden werden? 
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35. Abgeordneter Kann der Bundesminister des Innern als Vize- 

Ollesch Präsident des Präsidiums des Olympischen 

Komitees für die Spiele 1972 die Ausführun- 
gen des damaligen Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Koppler vom 5. Dezember 1968 in 
der Fragestunde bestätigen, nach denen eine 
Abstimmung zwischen der Gesellschaft zur 
Förderung der Olympischen Spiele „Der Flam- 
menpfennig" mit dem Olympischen Komitee 
in der Frage der finanziellen Hilfe stattgefun- 
den hat? 

36. Abgeordneter Ist dem Bundesminister des Innern bekannt, 

Ollesch wie hoch die finanzielle Hilfe ist? 

37. Abgeordneter Sind dem Bundesminister des Innern Meldun- 
Dr. Rutsdike gen bekannt, nach denen von 30 bis 35 Millio- 
nen DM Unterstützung für die Olympischen 
Spiele durch die Aktion „Flammenpfennig" 
nur 80 000 bis 120 000 DM auf Konten der 
Aktion eingegangen sind, das Geld aber weder 
an die Deutsche Sporthilfe noch an die Olym- 
pische Gesellschaft oder das Nationale Olym- 
pische Komitee abgeführt worden sein soll? 

38. Abgeordneter Zählt der Bundesminister des Innern die Ak- 

Dr. Rutschke tion „Flammenpfennig" zu den begrüßenswer- 

ten privaten Initiativen, von denen sein dama- 
liger Amtsvorgänger betonte, sie seien zur 
Erreichung der Ziele in München erforderlich? 

39. Abgeordneter Kann von seiten der Bundesregierung bestä- 

Wurbs tigt werden, daß die Informationen, die im De- 

zember 1968 durch ein Mitglied des Hauses, 
der Geschäftsführer der Aktion „Flammen- 
pfennig" ist, dem damaligen Staatssekretär 
Koppler in der Fragestunde gegeben wurden, 
Eingang in die Unterlagen des für die Olym- 
pischen Spiele zuständigen Hauses gefunden 
haben? 

40. Abgeordneter Welche Schlüsse oder Maßnahmen sind dar- 

Wurbs aus für die damals angekündigten Gespräche 

zwischen „Flammenpfennig" und Organisa- 
tionskomitee gezogen oder getroffen worden? 

41. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem 

Gewandt Deutschen Bundestag ihren Entwurf für ein 

neues Presserecht, in dem die rechtliche Stel- 
lung der Redakteure geregelt wird, vorzule- 
gen? 

42. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung zur ln- 

Roser formation derjenigen Wissenschaftler in der 

Bundesrepublik Deutschland, die beabsichti- 
gen, an wissenschaftlichen Kongressen in Län- 
dern des Warschauer Pakts teilzunehmen, auf 
die die Staatsangehörigkeitsgesetzgebung der 
DDR Anwendung finden könnte (z. B. XIII 
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Internationaler Historiker-Kongreß vom 16. bis 
23. August 1970 in Moskau und VII. Weltkon- 
greß für Soziologen vom 14. bis 19. September 
1970 in Varna/Bulgarien)? 


43. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auch durch entsprechende Einrichtungen 
den Austausch von Informationen über Maß- 
nahmen der Verwaltungsvereinfachung auf 
den verschiedenen Verwaltungsebenen von 
Bund, Ländern und Gemeinden zu verstärken? 


44. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angemessen, 
Strohmayr bei der Repräsentativbefragung in der Volks- 

zählung 1970 mit Fragen über Ehestand und 
persönliche Verhältnisse in die Intimsphäre 
der Befragten einzudringen und bei Nichtbe- 
antwortung ein Bußgeld bis zu 10 000 DM an- 
zudrohen? 


45. Abgeordneter 

Josten 


Zu welchem Ergebnis haben die bisherigen 
Untersuchungen über das Fischsterben im 
Rhein vom vergangenen Jahr geführt? 


46. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die von der Bundesre- 
Kleinert gierung in Aussicht gestellte Prüfung gehabt, 

im Ausland lebenden Deutschen das Wahlrecht 
zuzugestehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


47. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bun- 
Dr. Kempfier destag einen Gesetzentwurf betreffend die 
Erhebung der Heizölsteuer über den 30. April 
1971 hinaus vorzulegen? 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es 
Biehle gerechtfertigt ist, Mieten für alte bundeseigene 

Lagerbauten zum jetzigen Zeitpunkt und zu- 
dem im Zonengrenzgebiet (z. B. Neuwildflek- 
ken bzw. Oberwildflecken, Brückenau) ohne 
jeden Grund um 100 % zu erhöhen und damit 
die dort angesiedelte Industrie, die wegen der 
geographisch ungünstigen Lage schwer genug 
zu kämpfen hat, ernsthaft in ihrer Existenz zu 
gefährden? 


49. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Biehle 100°/oige Erhöhung bei dem angeführten Bei- 

spiel Lagerhallen der ehemaligen Wehrmacht 
betrifft, die durch Sprengungen 1945 bis 1951 
schwer in Mitleidenschaft gezogen wurden und 
somit eine Mieterhöhung auch generell nicht 
vertretbar ist, zudem seit Beginn des Miet- 
verhältnisses bisher schon 100% die Mieten 
erhöht wurden und erhebliche bauliche In- 
standsetzungen vom Mieter zu tragen waren? 
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50. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Lenzer lichkeit einer Novelle zum Umsatzsteuerge- 

setz, die den § 19 UStG (Kleinbetriebsrege- 
lung) beseitigt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch den § 19 UStG der ohnehin durch Sozial- 
leistungen usw. besonders betroffene Mittel- 
betrieb erhebliche Nachteile in Kauf nehmen 
muß? 

52. Abgeordneter In welchem Maße hat im Jahre 1969 die zu- 

Dr. Nölling nehmende Zahl von Veranlagungen unselb- 

ständiger Beschäftigter zur Einkommensteuer 
und daraus resultierender Erstattungen von 
einbehaltener Lohnsteuer zu der relativ gerin- 
gen Zuwachsrate der veranlagten Einkommen- 
steuer von 4,4°/o beigetragen? 

53. Abgeordneter Gibt es noch andere Faktoren, die die starke 

Dr. Nölling Diskrepanz zwischen der Entwicklung der 

Lohnsteuerzuwachsrate (T- 22,5%) und der 
Zuwachsrate der veranlagten Einkommen- 
steuer erklären? 

54. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dr. Kliesing den bei Sportveranstaltungen derzeit erhobe- 

(Honnef) nen Olympiagroschen von der Berechnung der 

Umsatzsteuer auszunehmen? 

55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die zuletzt im 

Dr. Apel Jahre 1965 auf 24 000 DM im Kalenderjahr 

festgesetzte Einkommensgrenze für die Steuer- 
freiheit von Zuschlägen für Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit entsprechend den in- 
zwischen eingetretenen allgemeinen Lohn- und 
Einkommenssteigerungen angemessen zu er- 
höhen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die zwischen 
dem European Exchange System (EES) als 
Behörde der Streitkräfte der Vereinigten 
Staaten und den deutschen Vertragspartnern 
(Konzessionären) abgeschlossenen Verträge 
daraufhin zu überprüfen, ob sie mit dem deut- 
schen Recht vereinbar sind und ist sie gege- 
benenfalls bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Musterverträge geändert werden? 

57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
Riedel träge vorsehen, daß über alle Streitigkeiten 

(Frankfurt) und Ansprüche aus den Verträgen der ver- 

tragschließende Offizier der Streitkräfte, also 
eine Vertragspartei, entscheidet, und ist die 
Bundesregierung der Meinung, daß aus die- 
sem Grunde noch kein Schlichtungsverfahren 
nach Artikel 4 des deutsch-amerikanischen Di- 
rektbeschaffungsabkommens beantragt wur- 
de? 


56. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


51. Abgeordneter 
Lenzer 
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58. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Wagner daß die Kilometerpauschale in Höhe von 

(Günzburg) 36 Pf pro Kilometer, die Arbeitnehmer für 

Fahrten zwischen dem Wohnort und der Ar- 
beitsstätte von der Lohnsteuer absetzen kön- 
nen, nicht ausreicht, um die entstehenden 
Kosten zu decken? 


59. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Dr. Frerichs Kommission im Sinne deren Empfehlung vom 

22. Dezember 1969 an die Bundesrepublik 
Deutschland betreffend die Umformung des 
staatlichen Handelsmonopols für Alkohol, daß 
nach Ablauf der Übergangszeit die mengen- 
mäßige Beschränkung der Einfuhren von dem 
Deutschen Branntweinmonopol unterworfenen 
Erzeugnissen aus Mitgliedstaaten der EWG 
eine Diskriminierung in den Versorgungs- und 
Absatzbedingungen innerhalb der Gemein- 
schaft darstellt und gemäß Artikel 37 EWG- 
Vertrag nur durch eine uneingeschränkte Li- 
beralisierung, notfalls unter übergangsweiser 
Erhebung von Grenzausgleichsabgaben zu er- 
setzen sind? 


60. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Frerichs rung unter Angabe eines geschätzten Termin- 

planes zu ergreifen, um einer wegen der 
Schwere des Verstoßes dieser Verfahrens- 
weise gegen den EWG-Vertrag zu verhindern- 
den Verschleppung in der Beratung der Kom- 
missionsempfehlung entgegenzuwirken und 
das Einfuhrverfahren für die betroffenen Er- 
zeugnisse baldmöglichst mit dem EWG-Ver- 
trag in Einklang zu bringen? 


61. Abgeordneter Trifft es zu, daß beim Lohnsteuerjahresaus- 
Dr. Becker gleich die Ausgaben, die bei Verwandten- 

(Mönchen- besuchen in Ost-Berlin durch die von den 

gladbach) DDR-Behörden geforderten Tagesaufenthalts- 

genehmigungen entstehen, nicht als außer- 
gewöhnliche Belastungen geltend gemacht 
werden können? 


62. Abgeordneter Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 

Dr. Becker unternehmen, um die finanziellen Belastungen 

(Mönchen- auszugleichen, die bei Verwandtenbesuchen 

gladbach) in Ost-Berlin entstehen? 

63. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 

Dr. Jungmann hang zwischen dem ständig steigenden Absatz 

von Tabakerzeugnissen — 1969 ergab sich 
gegenüber 1968 eine Steigungsrate von rund 
5% auf einen Absatz im Werte von über 
11 Milliarden DM — und der bei Einführung 
der Mehrwertsteuer erfolgten Herabsetzung 
der Tabaksteuer? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


64. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung nach Verab- 

Löffler schiedung des Vorschlages der europäischen 

Kommission über die „Vereinheitlichung der 
von den einzelnen Mitgliedstaaten gegenüber 
Drittländern angewandten Einfuhrregelungen 
bei Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und 
Gemüse" bei den dort festgelegten Mindest- 
preisen unser Außenhandelsinteresse gegen- 
über den osteuropäischen Staaten und den 
Entwicklungsländern im vollen Umfang wah- 
ren? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus gesund- 

Dr. Brand heitspolitischen Aspekten anerkannte Institu- 

(Pinneberg) tionen zu unterstützen, die sich der Forschung 

und dem Ausbau des biologischen Anbaus von 
Obst und Gemüse widmen? 

66. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, bei 

Dr. Wagner den EWG-Verhandlungen in Brüssel über die 

(Trier) europäische Weinmarktordnung einer wein- 

rechtlichen Entschließung zuzustimmen, die 
von den Bestimmungen des international mo- 
dernsten Weingesetzes, nämlich des deutschen 
Weingesetzes, in wichtigen Punkten zum 
Nachteil des deutschen Weinbaus abweicht? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der end- 

Bremm gültigen Verabschiedung der europäischen 

Weinmarktordnung eine Notstandsklausel 
durchzusetzen, die es ermöglichen würde, in 
witterungsungünstigen Jahren die Grenzwerte 
des neuen deutschen Weingesetzes anzuwen- 
den? 

68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung sich bewußt, daß die 

Dr. Klepsch in der EWG-Entschließung über eine europäi- 

sche Weinmarktordnung vorgesehenen Grenz- 
werte für den natürlichen Mindestalkoholge- 
halt und für die Alkoholanreicherung in wit- 
terungsungünstigen Jahren einen großen Teil 
der deutschen Winzerbetriebe in ihrer Exi- 
stenz gefährden? 

69. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Vorschlag des niederlän- 

Strohmayr dischen Landwirtschaftsministers, der Apfel- 

schwemme durch einen täglichen unentgeltli- 
chen „Schulapfel" Herr zu werden, von Mit- 
gliedern der deutschen Delegation bei den 
Brüsseler Agrargesprächen am 17. Februar 
als „gefährlich" bezeichnet wurde, weil Äpfel 
alb Wurfgeschosse gegen Sachen und Per- 
sonen verwendet werden könnten? 
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70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 9 

Lensing Abs. 1 des Gesetzes über die Gemeinschafts- 

aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" vom 3. September 1969 in 
den Ländern starke Bestrebungen ausgelöst 
hat, auf Landesebene jeweils nur einem be- 
stimmten Kreditinstitut oder einer bestimmten 
Institutsgruppe die Leitfunktion für die Ver- 
gabe öffentlicher Darlehen oder deren Direkt- 
vergabe zu übertragen, und daß dadurch, wie 
schon in Hessen nach den Landesrichtlinien 
vom 16. Juni 1967, den betrauten Institutionen 
Wettbewerbsvorteile oder Monopole gege- 
ben und dementsprechend den Bauern die 
Möglichkeit der freien Bankenwahl genommen 
oder weitgehend beschränkt wird? 

71. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Lensing damit auch insoweit der bisherige Grundsatz 

der unternehmerischen Entscheidungsfreiheit 
des Bauern gewahrt bleibt und damit entspre- 
chend den Forderungen des Berichts der Bun- 
desregierung über die Wettbewerbsuntersu- 
chung im Kreditgewerbe vom 18. November 
1968 das Prinzip der Wettbewerbsneutralität 
öffentlicher Stellen berücksichtigt und Einfluß- 
nahmen öffentlicher Stellen zugunsten be- 
stimmter Kreditinstitute vermieden werden? 

Wie vereinbart sich das vorläufige Ergebnis 
der Brüsseler Verhandlungen über eine euro- 
päische Weinmarktordnung mit den Erklärun- 
gen, die der Bundesernährungsminister noch 
am 13. Januar 1970 (s. Der deutsche Weinbau, 
Nr. 3 vom 20. Januar 1970) abgegeben hat und 
denen zufolge die europäischen Weinrechts- 
und Weinmarktbestimmungen so weit gefaßt 
und so stark regionalisiert werden müßten, 
daß die Bestimmungen des deutschen Wein- 
gesetzes nicht geändert werden brauchten? 

73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den von der 

Schröder vorherigen Bundesregierung in Aussicht ge- 

(Wilhelminenhof) stellten Beitritt des Bundes in eine Nieder- 
sächsische Küstenland GmbH zu vollziehen, 
die nicht nur die uneingeschränkte Fortset- 
zung der Agrarstrukturmaßnahmen gewähr- 
leistet sondern zusätzlich auch die gesamt- 
wirtschaftliche Erschließung dieses Raumes 
zur Aufgabe haben sollte? 

74. Abgeordneter Wenn nein — wie gedenkt dann die Bundes- 

Schröder regierung die dringend erforderliche gesamt- 

(Willielminenhof) wirtschaftliche Erschließung dieses ländlichen 

Raumes sicherzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

75. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Mülle* Standort für die Sportschule der Bundeswehr 

(Mülheim) endgültig bestimmt worden ist? 


72. Abgeordneter 

Susset 
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76. Abgeordneter Welche Überlegungen gaben oder geben für 
Müller die Entscheidung den Ausschlag? 

(Mülheim) 


77. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
Jung entwurf zur Änderung des § 70 des Soldaten- 

versorgungsgesetzes vorzulegen, durch den 
die unterschiedliche Behandlung von Berufs- 
soldaten, die bereits am 8. Mai 1945 Berufs- 
soldaten waren und anderen, die damals 
Wehrdienst geleistet haben., bei der Berech- 
nung der ruhegehaltfähigen Zeiten beseitigt 
wird? 


78. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Läßt sich das in Presseberichten beanstandete 
und glossierte, mit großem Verwaltungsauf- 
wand verbundene Verfahren bei der Unter- 
bringung von auf Dienstreise befindlichen 
Angehörigen der Bundeswehr vereinfachen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


79. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


80. Abgeordneter 

Wende 


81. Abgeordneter 
Wende 


82. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


83. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung davon, wie eine gute ärztliche Versor- 
gung der Landbevölkerung auf Dauer sicher- 
gestellt werden kann? 

Stimmen die alarmierenden Feststellungen des 
Süddeutschen Rundfunks, wonach heute noch 
in der Bundesrepublik Deutschland Menschen 
zu medizinischen Versuchszwecken mißbraucht 
werden? 


Falls ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um insbesondere Kinder in Kliniken oder 
Heimen, die der unmittelbaren Aufsicht der 
Eltern entzogen sind, vor medizinischen Ex- 
perimenten zu schützen? 


Liegt der Bundesregierung der kürzlich von 
der World Health Organization angekündigte 
ausführliche Erfahrungsbericht über Trinkwas- 
serfluoridierung vor, der von 28 Wissenschaft- 
lern aus 11 Ländern Beiträge enthalten soll? 


Haben die bisher veröffentlichten Berichte die 
Behauptungen bestätigen können, daß die Ka- 
ries in den 33 Ländern mit rund 120 Millionen 
Menschen, die bereits die Fluoridierung des 
Trinkwassers durchführen, deutlich zurückge- 
drangt wurde und daß außerdem keinerlei 
Nebenwirkungen, Erkrankungen oder Todes- 
fälle dabei bislang auftraten? 
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84. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Dr. Schwörer Maße in ländlichen Gebieten die fachärztliche 

Versorgung der Bewohner durch Kinder- und 
Augenärzte gewährleistet ist? 

85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, etwa im Rah- 
Dr. Schwörer men von ERP-Krediten oder durch steuerliche 

Begüstigung, für Augen-, Kinder- und Zahn- 
ärzte Anreize zu schaffen, sich in fachärzt- 
lich unterversorgten Gebieten niederzulassen? 

86. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen, wie in 

Dr. Meinecke der Beantwortung der Kleinen Anfrage be- 
(Hamburg) treffend Querschnittgelähmte (Drucksache 

V/3962 vom 28. Februar 1969) Möglichkeiten 
geprüft und bei den Landesregierungen Schrit- 
te unternommen, um die exakte Zahl der 
Querschnittgelähmten in unserem Land zu er- 
mitteln? 

87. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die letzten wissen- 

Dr. Meinecke schaftlichen Arbeiten (u. a. Deutsches Ärzte- 
(Hamburg) blatt Nr. 6 vom 7. Februar 1970) bekannt, nach 

denen wir schätzungsweise von einem Bedarf 
an Behandlungsplätzen für Querschnittgelähm- 
te in der Größenordnung von 2400 auszugehen 
haben, gegenüber einem Bestand von etwa 
600 Plätzen? 

88. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung eine Pres- 

Wilhelm semeldung, nach der das Bundesgesundheits- 

ministerium sich dahin gehend geäußert habe, 
daß Hunde und Katzen als Haustiere die 
Volksgesundheit gefährden würden? 

89. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Schritte unternom- 
Dr. Jungmann men, um für Selbständige eine angemessene 

Verdienstausfallentschädigung gemäß § 49 

des Bundesseuchengesetzes zu erreichen? 

90. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, darauf hin- 

Dr. Haack zuwirken, daß examinierte Krankenschwestern 

und Krankenpflegehelferinnen an speziellen 
Fortbildungskursen ohne Anrechnung auf den 
Urlaub teilnehmen können? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


91. Abgeordneter Sind Meldungen zutreffend, wonach die Bun- 
Dr, Kempfier desregierung eine Anordnung getroffen hat. 

daß für vergabereife Straßenbauprojekte auch 
in Bundesfördergebieten eine Vergabe nicht 
erfolgen darf? 
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92. Abgeordneter 

Jung 


93. Abgeordneter 
Folger 


94. Abgeordneter 

Dr. Apel 


95. Abgeordneter 

Baron 

von Wränget 


96. Abgeordneter 

Baron 

von Wränget 


97. Abgeordneter 

Dr. Früh 


98. Abgeordneter 

Niegel 


Hat die Bundesregierung Verhandlungen mit 
Frankreich geführt, um die durch die vorge- 
sehenen Rhein-Ausbaumaßnahmen zwischen 
Kehl/Straßburg und Neuburgweier/Lauterburg 
eintretenden Verschlechterungen des Hoch- 
wasserabflusses sowie die Verlagerung der 
Erosion des Flußbettes durch Hochwasser- 
schutzmaßnahmen sowie andere schadenver- 
hütende Maßnahmen zu vermeiden? 

Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage, der Deutschen Bundesbahn zu helfen, 
damit das Autoieisezug.system durch Vermeh- 
rung der Verladebahnhofe, der Züge, der Ziel- 
orte und Verbilligung erheblich erweitert und 
damit das Straßennetz entlastet werden kann? 

Welche MöglkLk eiten sieht die Bundesregie- 
rung, um der zunehmenden Benachteiligung 
der westdeutschen Reedereien, der sogenann- 
t en F J a g g e rui i s k v i n n n i e r u n g f i rn u b e r s e e i s c ii e n 
Linien f i a ch t v e r k t 1 h r z u b e g e c j n e n ? 

Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung, die wie jetzt schon erkenn- 
bar — in diesem Winter besonders schweren 
Schaden durch Frostaufbrüche auf Bundes- 
straßen im Zonen randqobiet schnellstmöglich 
zu beheben, um wirtschaftliche Nachteile durch 
Transpoilschwici igkeiton gerade in diesen 
Gebieten zu vermeiden? 

Ist die Bundesregierung ho mit, dafür kurz- 
fristig zusätzliche Mittel zur Verfügung zu 
stellen, damit nicht Finanzmittel und Bauka- 
pazität, die für andere Projekte zur Verbesse- 
rung der Infrastruktur im Zonen randgebiet 
eingeplant sind, für diese Ausbesserungsar- 
beiten verwendet werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ihre Ab- 
sicht, während des Ferienreiseverkehrs 1970 
keine Ausnahmemöglichkeit für die Benutzung 
der Bundesautobahn an den Wochenenden zu 
gewähren, die Landwirtschaft in den süd- und 
südwestdeutschen, marktfernen Sonderkultur- 
gebieten außergewöhnlich benachteiligt und 
ihre Wettbewerbslage entscheidend erschwert? 

Welche Folgerungen zieht das Bundesver- 
kehrsministerium aus der Tatsache, daß die 
Deutsche Bundesbahn in der Besprechung mit 
den einschlägigen Wirtschaftsverbänden aus- 
gangs Januar 1970 entgegen den Erwartungen 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
in der Fragestunde des 30. Januar 1970 zuge- 
ben mußte, daß sie unmöglich alle Großver- 
teilermärkte rechtzeitig erreichen kann, um 
das von den Verbrauchern zurecht erwartete 
frische Weichobst über das Wochenende an 
die Empfangsorte zu befördern und zu vortei- 
len? 
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99. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


100. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


101. Abgeordneter 
Susset 


102. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


103. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


104. Abgeordneter 

Dr. Unland 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit anzu- 
erkennen, daß in die in Aussicht genommene 
Risikoübernahme durch die Deutsche Bundes- 
bahn für die Obsttransporte notwendigerweise 
auch der Bruch der Geschäftsbeziehungen zum 
Großversand und Großverteilerhandel gehört, 
der bei verspäteter oder sonst zu beanstan- 
dender Lieferung mit verhängnisvollen Wir- 
kungen für die obsterzeugende Landwirtschaft 
befürchtet werden muß, wenn eine zeitgerechte 
Lieferung über die Wochenenden nicht mehr 
wie bisher über die Bundesautobahn erfolgen 
könnte? 

Hält der Bundesverkehrsminister die von ihm 
vorgesehene Verordnung zur Erleichterung 
des Ferienreiseverkehrs, die nicht einmal eng 
begrenzte Ausnahmegenehmigungen zur Be- 
förderung leicht verderblichen Weichobstes 
auf der Bundesautobahn vorsieht, mit dem 
Gleichheitsgrundsatz nach Artikel 3 des 
Grundgesetzes vereinbar, nachdem hier ernste 
Existenzfragen kleiner Landwirte entscheidend 
in Rede stehen, wogegen auf der anderen Seite 
derart tiefgreifende Belange nicht berührt 
sind? 

Weiß die Bundesregierung, daß sie mit der 
Erweiterung des Fahrverbots an Wochenenden 
den marktnäher gelegenen EWG-Partnern Bel- 
gien und Heiland entscheidende Wettbewerbs- 
vorteile gegenüber den Weichobst- und Ge- 
müsegebieten in Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz einräumt? 

Wann ist mit dem Abschluß des in Artikel 9 
des deutsch-belgischen Vertrages vom 24. Sep- 
tember 1956 vorgesehenen Zusatzabkommens 
zu rechnen, dessen Inkrafttreten für den be- 
troffenen Wirtschaftsraum an der deutschen 
Westgrenze eine Erleichterung bei der Ab- 
wicklung des grenzüberschreitenden Güter- 
verkehrs bringen würde? 

Worauf ist es zurückzuführen, daß das die 
Fragen des Eisenbahnverkehrs betreffende 
Zusatzabkommen zu dem Vertrag vom 24. Sep- 
tember 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über 
eine Berichtigung der deutsch-belgischen Gren- 
ze und andere die Beziehungen zwischen bei- 
den Ländern betreffende Fragen bislang noch 
nicht abgeschlossen worden ist? 

Was waren die wirklichen Gründe, die die 
Deutsche Bundespost veranlaßt haben, einige 
Orte im westlichen Münsterland aus dem 
Amtlichen Fernsprechbuch (AFB) 8 heraus- 
zunehmen und sie in das AFB 10 einzufügen, 
da die von der Deutschen Bundespost gege- 
bene Begründung, nämlich Handlichkeit der 
Telefonbücher, offensichtlich nicht zutreffen 
kann, wie etwa ein Vergleich zwischen dem 
ca. 15 mm dicken und ca. 900 gr schweren AFB 
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105. Abgeordneter 

Dr. Unland 


106. Abgeordneter 

Wittmann 


107. Abgeordneter 

Wittmann 


108. Abgeordneter 

Bäuerle 


109. Abgeordneter 

Bäuerle 


HG. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


111. Abgeordneter 

Cramer 


8 „Münsterland'' und dem ca. 52 mm dicken 
und ca. 5200 gr schweren AFB 11 „Bereiche 
Köln, Aachen, Bonn'' beweist? 

Von wem ging die Anregung zu dieser Ände- 
rung aus, wer wurde gutachtlich oder sonst- 
wie dazu gehört und war sich die Deutsche 
Bundespost bei ihrer Entscheidung darüber im 
klaren, daß sie damit in die offene Diskussion 
um die Gebietsreform eingriff? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
in Anpassung an die Fahrpreisvergünstigun- 
gen der Deutschen Bundesbahn für ältere Bür- 
ger zu bestimmten Zeiten, solche Ermäßigun- 
gen auch im Personenkraftverkehr der Deut- 
schen Bundespost zu gewähren? 

Wie steht die Bundesregierung zu der Mög- 
lichkeit eines generellen Erlasses der Fern- 
sprechanschlußgebühren und monatlichen 
Grundgebühren für alleinstehende körperbe- 
hinderte und gebrechliche ältere Bürger? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
neuen Nebenanschlüssen eines Telefonan- 
schlusses oder beim Namenswechsel des An- 
schlußinhabers dem Antragsteller Anschlußge- 
bühren von 90 DM entstehen — die mit den 
Kosten für die Neuverlegung eines Anschlus- 
ses identisch sind — , ohne daß der Post tat- 
sächlich Auslagen in Höhe von 90 DM entste- 
hen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die förmlichen 
Verfahren dahin gehend zu ändern, daß bei 
den vorgenannten Voraussetzungen künftig 
den Anschlußinhabern in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr in vollem Umfang die 
Kosten eines Neuanschlusses berechnet wer- 
den? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Postministerium der UdSSR beim Weltpost- 
verein die Herausgabe einer Sonderbriefmarke 
zum 100. Geburtstag von Lenin in den einzel- 
nen Mitgliedsländern des Weltpostvereins an- 
geregt hat und ist die Bundesregierung be- 
reit, dieser Empfehlung zu folgen? 

Wird eine mit 20 Pf frankierte Briefdrucksache 
schneller befördert als eine mit 10 Pf fran- 
kierte Drucksache? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

112. Abgeordneter Wieviel Haushaltungen in der Bundesrepublik 
Dichgans Deutschland hätten schätzungsweise bei den 

geltenden Einkommensgrenzen einen An- 
spruch auf eine „Sozialwohnung", deren Miete 
mit Hilfe öffentlicher Mittel verbilligt ist und 
wieviel solcher Sozialwohnungen gibt es 
schätzungsweise in der Bundesrepublik 
Deutschland? 
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113. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Dr. Hammans Deutschen Bau- und Bodenbank die erforder- 

lichen Mittel fehlen, um Bausparverträge der 
Bediensteten des Bundes und der Länder zu 
günstigen Bedingungen ausreichend vorzu- 
finanzieren? 

114. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zins- 
Dr. Hammans sätze der vom Bund mit Zinsverbilligungs- 

mitteln geförderten Hausinstandsetzungsdar- 
lehen durch die Erhöhungen des Diskontsatzes 
wesentlich angehoben worden sind? 

115. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Kater durch gezielte Maßnahmen im Bereich des 

Wohnungsbaus eine bessere Integration der 
ausländischen Arbeitnehmer, die in erhebli- 
chem Umfang an unserer volkswirtschaftlichen 
Wertschöpfung beteiligt sind, erreicht werden 
kann? 

116. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, besondere Ini- 

Kater tiativen zu ergreifen oder zu veranlassen, um 

zusätzlich gezielte Maßnahmen zur Förderung 
des Wohnungsbaus für ausländische Arbeit- 
nehmer, die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land arbeiten, zu erreichen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

117. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bereits ein Programm 

Dr. Abelein entwickelt, um durch entsprechende Rationa- 

lisierungsarbeiten auf dem Gebiet des Hoch- 
schulbauwesens zu einer Kostensenkung und 
Beschleunigung von Hochschulbauten zu kom- 
men? 

118. Abgeordneter Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 

Dr. Abelein über eine Nutzbarmachung der Friedensfor- 

schung für die Arbeit der Bundesregierung? 

119. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Forschun- 

Meister gen auf dem Gebiet der Kernfusion zu unter- 

stützen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage zu berich- 
ten, ob auf dein Gebiet der Kernfusion in For- 
schungsstätten der Bundesrepublik Deutsch- 
land gearbeitet wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Professor Dahrendorf, die er auf dem Landes- 
parteitag der FDP arn 5. Januar 1970 in Stutt- 
gart in folgende Worte faßte: „Ich habe die 
allergrößte Sorge, daß mein Kollege, der ge- 
genwärtige Wissenschaftsminister, eine Politik 
des Aushaus für die 70er Jahre betreiben 
wird, die dazu führt, daß am Ende der 70er 
Jahre unsere Hochschulen nicht anders aus- 
sehen als am Ende der 60er Jahre, nur mehr 
davon da sind. : ? 
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120. Abgeordneter 

Meister 


121. Abgeordneter 

Pfeifer 
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122. Abgeordneter Wieviel Projekte mit welchen Gesamtkosten 

Pfeifer haben die Lander dem Bund für zusätzliche 

Schnellbaumaßnahmen im Hochschulbereich 
vorgeschlagen? 

123. Abgeordneter Nach welchen Kriterien sind welche Projekte 

Dr. Huhrig für das Schnellbauprogramm aus den Vor- 

schlägen der Länder ausgewählt worden? 

Aic: welchen Gründen hat der Bundesminister 
für Bi'd'v-'.j und Wissenschaft die Thesen zum 
Hochschulrcthmenneselz, die er am 6. Februar 
der Pros> e erläuterte, erst am 16. Februar den 
Mitgbodcin des Ausschusses lür Bildung und 
W i s s e ' v- •; } .) .r f t ? u q e s a nd t ? 

Wie i 'klärt die Bundesregierung, daß z. B. im 
Vuhbarb-md } InP^nd die Zahl der Teilnehmer 
am Fernstudium im Verhältnis zu der Ein- 
wohne rznlil f.-ist. zehn! ach nrößer ist als bei uns 
und wie ‘-teilt sich die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang zu der Frage des Ver- 
trauens in die Fmnlehrinstitute, das durch die 
stellen woPe vorliegende Unkündbarkeit der 
Verträge und durch die unsolide Veri.reier- 
w e r 1 > i j. ) « * vriiiu- 1 rh t w i i d ? 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Ist der Bunde mn gierung bekannt, in welchem 
Ausmaß der -auswärtige Dienst belastet wird 
durch Besuche \on Vertretern des öifent liehen 
Lebens der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland, die ebne sachliche Rechtfertigung 
darauf bestehen, daß sie von unseren diplo- 
matischen Vertretungen empfangen und über 
ihren Besuchs/. weck bin ausgehend 1) et reut 
werden und welche Mahnahmen hält die Bun- 
desregierung gegebenen fu 11s für notwendig, 
um diese unproduktive Belastung einzuschräri- 
ken? 

127. Abgeordneter Inwieweit kann Radio Moskau, ein offiziöses, 

Dr. Marx monopolisiertes Instrument der Sowjetrcgie- 

(Kaiserslautern) rung, am 17. Februar 1970 in seinem russisch- 
sprachigen Dienst behaupten: „Es ist allgemein 
bekannt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
an der Herstellung von Kernwaffen in der 
Republik Südafrika teilnimmt.“? 

128. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat der Parlamentari- 

Reddemann sehe Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Herr 

Dahrendorf, wie er im Deutschen Bundestag 
zusagte, die vom Abgeordneten Wienand in 
der Fragestunde vom 12. Dezember 1969 ge- 
stellte Frage untersucht, der spätere Bundes- 
kanzler Ludwig Erhard habe möglicherweise 
in den öOigor Jahren einen Vertrag mit der 
CSSR unterzeichnet, der nicht die korrekte 
Bo / e i ch nun g P> unde s r e p u b 1 i k Deutschem d 
trug? 


126. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


125. Abgeordneter 

Dröschei 


1 2 4 . A b n e c n o n etc r 

Dr. Huhrig 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

1. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
von Thadden zu, daß in die Kommission, die in dem deutsch- 
französischen Konsultationsgespräch am 14. 
März 1969 verabredet ist zu prüfen, welche 
Möglichkeiten der Koordinierung auf dem Ge- 
biet der Raumordnung und des Ausbaus der 
Infrastruktur des Saarlandes und Lothringens 
bestehen, als deutsche Vertreter auch saarlän- 
dische Wirtschaftssachverständige berufen 
werden sollten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

2. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den Vor* 
Weigl schlag, im öffentlichen Dienst anstelle schrift- 

licher Schlußprüfungen Stufenprüfungen ein- 
zuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter Sind die Berechnungen und Angaben im DIW- 

Erhard Wochenbericht vom 22. Januar 1970, S. 29 ff., 

(Bad Schwalbacli) zutreffend, wonach die in Brüssel vereinbarte 

Neuregelung der mittelfristigen Finanzierung 
der EWG-Agrarpolitik ab 1975 dazu führen 
muß, daß nach dem geplanten Verteilungs- 
schlüssel die Bundesrepublik Deutschland 40% 
statt bisher 31,7% des Finanzfehlbetrages 
durch Beiträge decken muß? 

4. Abgeordneter Wie hoch sind die Belastungen prozentual für 

Erhard die Bundesrepublik Deutschland im Verhält- 

(Bad Schwalbach) nis zu den übrigen Mitgliedstaaten der EWG 

und zwar aufgeschlüsselt nach den Zeiträumen 
1970, 1971 bis 1975 und nach 1975? 


5. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


Welche Maßnahmen gedenkt der Bundesfi- 
nanzminister zu ergreifen um sicherzustellen, 
daß die gesetzlich vorgeschriebenen Betriebs- 
prüfungen einheitlich im Bundesgebiet in dem 
vorgeschriebenen Turnus stattfinden und so 
der Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung in der Bundesrepublik Deutschland 
gewahrt bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

6. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das Gebiet eines 
Dr. von Bülow zum Bundesausbaugebiet erklärten Landkrei- 
ses auch dann weiter fördern, wenn dieser 
Landkreis im Zuge der Verwaltungsreform 
aufgelöst und wirtschaftsstärkeren, über den 
Schwellenwerten liegenden Landkreisen ange- 
gliedert wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


7. Abgeordneter 

Varelmann 


8. Abgeordneter 

Varelmann 


9. Abgeordneter 

Petersen 


10. Abgeordneter 

Petersen 


11. Abgeordneter 

Gewandt 


12. Abgeordneter 

Gewandt 


13. Abgeordneter 

Weigl 


14. Abgeordneter 

Zebisch 


Beachtet die Bundesregierung die leider in 
diesem Winter sich wieder zeigende hohe 
Arbeitslosenquote in den Arbeitsamtsbezir- 
ken Leer und Vechta? 

Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um der sich hier 
alljährlich zeigenden Arbeitslosigkeit durch 
Schaffung von mehr Dauerarbeitsplätzen zu 
begegnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß deut- 
sche Bürger, die in Frankreich jahrelang ge- 
arbeitet haben und jetzt in der Bundesrepublik 
Deutschland wohnen, auf Grund der französi- 
schen Abwertung und der deutschen Aufwer- 
tung eine Verringerung ihrer Rentenbezüge 
um 21% erlitten haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Aus- 
gleichszahlung zu veranlassen, besonders auch 
für Bürger, die nicht im Saarland ansässig 
sind? 

Warum hat die Bundesregierung die vom Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit er- 
lassenen und bereits im Oktober 1969 dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
zur Unterschrift nach § 191 Abs. 4 des Arbeits- 
förderungsgesetzes überwiesenen Anordnun- 
gen zur individuellen und institutioneilen För- 
derung der beruflichen Bildung noch nicht un- 
terzeichnet bzw. wann beabsichtigt die Bun- 
desregierung die Anordnungen zu unterzeich- 
nen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Nichtunterzeichnung, Anträge auf indivi- 
duelle und institutionelle Förderung von den 
Arbeitsämtern noch nach den alten Durch- 
führungsbestimmungen zum Leistungsförde- 
rungsgesetz beschieden werden müssen, die 
gegenüber den nach § 39 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes zu erlassenden Anordnungen 
ungünstiger sind und dadurch den betroffenen 
Personen und Einrichtungen erhebliche mate- 
rielle Nachteile entstehen? 

In welcher Höhe tragen die Pflichtversicherten 
der gesetzlichen Krankenversicherung seit 
1. Januar 1967 pro Mitglied zur Deckung des 
Defizits der Rentenkrankenversicherung bei? 

Wird die Bundesregierung angesichts der sich 
immer öfters artikulierenden Unzufriedenheit 
der Lehrlinge mit Art und Inhalt ihrer Aus- 
bildung eine repräsentative Untersuchung der 
Lehrlingsausbildung veranlassen, in der Aus- 
bilder wie Auszubildende über Art, Umfang 
und Probleme der Ausbildung befragt werden? 
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15. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Hinweis der 
Zebisch Umschulungsträger, Darlehensgewährung für 

die baulichen und technischen Vorbereitungen 
der Umschulungsmaßnahmen sei mit einer 
Laufzeit von 15 bis 18 Jahren bei einer 5 bis 
6°/oigen Verzinsung unzureichend, auf greifen 
und entsprechende Verbesserungen veranlas- 
sen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den von 

Dr. Unland Prof. Dr. Wilfried Schreiber entwickelten und 

veröffentlichten Plan (z. B. in der Wochenzei- 
tung Publik Nummer 7 vom 13. Februar 1970) 
eines revolvierenden Kindergeld-Kreditfonds? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


17. Abgeordneter 

Dasch 


18. Abgeordneter 

Lemper 


19. Abgeordneter 

Lemper 


20. Abgeordneter 

von Thadden 


21. Abgeordneter 
Härzschel 


Ich frage die Bundesregierung, bis wann nach 
Abschluß der Vorgespräche und Planungen 
mit dem Neubau der B 12 bei Marktl gerech- 
net werden kann, damit die Ortschaft entlastet 
und die dauernde Gefährdung der Fußgänger, 
insbesonders der Schulkinder, in der Ortsmitte 
beseitigt wird? 

Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit dem Ausbau 
bzw. der Fertigstellung der Erfttalstraße inner- 
halb des Kreises Bergheim zu rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verlegung 
der B 477 (nördliche Umgehung Bergheim/Erft) 
in den nächsten Jahren durchzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der 
Deutschen Bundesbahn dafür einzusetzen, daß 
bei einer zukünftigen Sonderaktion für ver- 
billigtes Reisen auch einmal die Frührentner 
in den Genuß einer solchen Vergünstigung 
kommen? 

Was ist die Ursache dafür, daß die vom Bun- 
desverkehrsminister in der Fragestunde am 
11. Dezember 1968 schriftlich gegebene Ant- 
wort, wonach der Ausbau der Ortsumgehung 
Schopfheim für das Jahr 1970 angestrebt wur- 
de, nicht verwirklicht werden kann, und wel- 
che neuen Termine sind für die Planfeststel- 
lung und den Baubeginn jetzt in Aussicht ge- 
nommen? 
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22. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß nach Abschluß der 

Härzschel Planfeststellung die notwendigen Mittel un- 

verzüglich — möglichst schon im Haushalt 
1971 - — - eingesetzt werden und wann wird mit 
den Bauarbeiten begonnen? 

23. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Untersuchungser- 

Dr. Miltner gebnisse über Zusammenhänge zwischen Seh- 

vermögen und Fahrtüchtigkeit vorlegen, für 
welche eine Kommission des Bundesgesund- 
heitsamtes im Jahre 1966 beauftragt wurde? 

24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Kreisver- 

Dr. Miltner kehrswacht Tauberbischofsheim auf deren ei- 

gene Kosten zu beauftragen, im Landkreis 
Tauberbischofsheim bei allen Führerscheinin- 
habern einen Sehtest mit Roda-Testgeräten 
auf freiwilliger Basis durchzuführen, um Hin- 
weise zu bekommen, daß auch ohne gesetzliche 
Regelung der Zweck von Sehtesten erreicht 
wird? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den von der 

Pfeifer Landesregierung vorgeschlagenen zweibahni- 

gen anbaufreien Ausbau der B312 zwischen 
Stuttgart und Reutlingen im Interesse einer 
leistungsfähigen Straßenverbindung zwischen 
dem Gesamtraum Reutlingen — Metzingen und 
dem Industriezentrum des Raumes Stuttgart 
in den neuen Ausbauplan aufzunehmen und 
eine vorrangige Dringlichkeitseinstufung vor- 
zusehen? 

26. Abgeordneter Bis wann kann ggf. mit dem Beginn der ent- 

Pfeifer sprechenden Bauarbeiten gerechnet werden? 

27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 

Biechele der „Stuttgarter Zeitung" Nr. 37 vom 14. Fe- 

bruar 1970, Seite 28, daß mit den sogenannten 
„Förster-Sonden" die Luftpiraterie sowohl in 
den Flugzeugen als auch in den Transiträu- 
men wirkungsvoll und mit verhältnismäßig 
bescheidenen Finanzmitteln bekämpft werden 
kann? 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Biechele sich mit ihren Möglichkeiten dafür einzuset- 

zen, daß „Förster-Sonden" zur Bekämpfung 
der Luftpiraterie eingesetzt werden? 

29. Abgeordneter Bis wann ist mit dem Bau der in Aussicht ge- 

Seibert nommenen sogenannten Sauerland- Autobahn 

über Aschaffenburg hinaus in Richtung Heil- 
bronn zu rechnen und welche Trassenführung 
ist dafür vorgesehen? 

30. Abgeordneter Welche Autobahnzubringer sind für die Land- 

Seibert kreise Obernburg und Miltenberg geplant? 
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31. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Dr. Arnold Empfang der Fernsehprogramme bei immer 

mehr Bürgern in den Großstädten durch die 
wachsende Zahl von Hochhäusern, die sich in 
Richtung zu den Sendern befinden, erheblich 
verschlechtert oder gar unmöglich wird? 

32. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Arnold rung, diese Benachteiligungen zu beheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Landkreise 
Rock um das Salzgitter-Gebiet durch bevorzugte 

Bereitstellung von Mitteln so zu unterstützen, 
daß im Rahmen des für dieses neue Industrie- 
teilgebiet Salzgitters erforderlichen Werkwoh- 
nungsbedarfs auch die Wohnungsbaugesell- 
schaften der Kreise Wolfenbüttel und Goslar 
eingeschaltet werden können und Wohnungen 
in den Salzgitter nahe liegenden Zonenrandge- 
meinden dieser Kreise für den Bedarf der 
neuen Werke errichtet werden können? 


Bonn, den 20. Februar 1970 
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